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Aktuelle Praxis im 
Haftpflichtrecht 
Christian Haag 
Rechtsanwalt und Notar, 
Fachanwalt SAV Haftpflicht- und 
Versicherungsrecht, Luzern 

Ein Überblick über die 
wichtigsten Entwicklun-
gen im Haftpflichtrecht 
während der vergangenen 
zwölf Monate. 

1. Verhältnis zum 
Strafrecht 

1.1 Strafurteil als 
Res iudicata für Kausalität? 
Am 19. Juni 2014 (4A 76/2014) 
beurteilte das Bundesgericht die 
Haftung einer Hebamme. Bei der 
Geburt erlitt das Kind schwerste 
Hirnlähmungen. Die Hebamme 
wurde im Strafverfahren durch das 
kantonale Obergericht einer 
schweren Körperverletzung für 
schuldig gesprochen. Laut Ober-
gericht hat die Hebamme ihre 
Sorgfaltspflichten verletzt und 
das Kind lebensgefährlich i.S.v. 
Art. 122 Ziff. 1 Abs. 1 StGB geschä-
digt. Daher könne offen bleiben, 
welches die Ursachen für die dia-
gnostizierte Hirnlähmung seien. 
Im Strafverfahren wurden die 
Zivilansprüche dem Grundsatz 
nach gutgeheissen und im Übri-
gen auf den Zivilweg verwiesen. 

Im anschliessenden Zivilverfah-
ren waren sich die Parteien uneins, 
ob mit dem Strafurteil auch über 
das Vorliegen des Kausalzusam-
menhangs zwischen Fehlverhalten 
der Hebamme und bleibenden 
Schäden entschieden worden sei, 
d.h. ob bezüglich Kausalzusam-
menhang eine res iudicata vorlie-
ge. Gemäss Bundesgericht erlangt 
das Feststellungsurteil des Straf-
gerichts bezüglich der grundsätz-
lichen Gutheissung der Zivil-
ansprüche prinzipiell Rechtskraft 
und ist für eine beim Zivilrichter 
zu erhebende Leistungsklage ver-
bindlich. Davon bestehen Aus-
nahmen, namentlich bezüglich 
des Kausalzusammenhangs oder 
wenn das Strafgericht bei der An-
wendung des geltenden Rechts auf 
den Sachverhalt nicht alle Rechts-
fragen klärt (E. 3.2.1). Vorliegend  

werde nicht behauptet, das Straf-
gericht habe die natürliche Kausa-
lität mittels zivilrechtlichem Be-
weismass abgeklärt. Es verletze 
daher nicht den Grundsatz der res 
iudicata, wenn das Zivilgericht die 
natürliche Kausalität geprüft und 
bejaht habe (E. 3.2.2). Somit sei 
die vorinstanzliche zivilprozessuale 
Bejahung der natürlichen Kausali-
tät nicht verfassungswidrig. 

2. Verhältnis zur 
Sozialversicherung 

2.1 Adäquanz und 
Überwindbarkeitspraxis 
Mit rechtskräftigem Urteil vom 
15. Juli 2014 (1B 1414/1U 14 11)1  
beurteilte das Kantonsgericht 
Luzern die haftpflichtrechtlichen 
Folgen eines HWS-Distorsions-
traumas. Den beklagtischen Ein-
wand der fehlenden Adäquanz 
und der Überwindbarkeit der Be-
schwerden weist das Kantonsge-
richt wie folgt ab: 

«Der Begriff der adäquaten 
Kausalität ist im Haftpflicht- und 
im Sozialversicherungsrecht zwar 
derselbe. Doch kann die Beur-
teilung als wertende Zuordnung 
zu unterschiedlichen Ergebnissen 
führen. Im Bereich von Schleuder-
traumata treten Fälle auf, die im 
sozialen Unfallversicherungsrecht 
als nicht adäquat kausal gewertet 
werden, die man demgegenüber 
jedoch haftpflichtrechtlich als ad-
äquat kausal einstuft. Dies soll 
auch so sein, weil das soziale 
Unfallversicherungsrecht und das 
zivile Haftpflichtrecht unter-
schiedliche Regelungsinhalte auf-
weisen und darum derselbe Begriff 
haftpflichtrechtlich richtigerweise 
weiter ausgelegt wird. Wenn nun 

1 Das Urteil ist online verfügbar unter 
www.anwaltluzern.chi_downloadi 
20140715_0bergericht_Luzern_ 
Utteil.pdf. 
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der Begriff der Adäquanz in der 
Sozialversicherung durch die in 
BGE 134 V 109 zusätzlich festge-
legten Kriterien nochmals und zu-
sätzlich eingeengt wurde, kann da-
raus erst recht nicht eine Übertra-
gung ins Zivilrecht erfolgen. 

In diesem Sinn hat das Bun-
desgericht auch im Urteil 
4A_171/2012 vom 25. Juni 2012 
bestätigt, dass die Adäquanz im 
Haftpflichtrecht weiterhin nach 
der allgemeinen Formel geprüft 
und die weitere Zurechnung bei-
behalten werde (vgl. Have 2014, 
S. 42 ff.), Von vornherein nicht 
stichhaltig ist die Behauptung der 
Beklagten, die Klägerin hätte die 
bestehenden Leiden überwinden 
können. Die Frage der Überwind-
barkeit stellt sich einzig im Sozial-
versicherungsverfahren, jedoch 
nicht im Haftpflichtprozess (S. 14 
Ziff. 4.3.3).» 

Bezüglich der Schadensposition 
«vorprozessuale Anwaltskosten» 
entschied das Kantonsgericht, 
dem Datum der Honorar-
rechnung komme keine Bedeu-
tung zu. Entscheidend sei viel-
mehr, wann die Honorarschuld 
mit den jeweiligen Mandats-
verrichtungen entstanden ist. Es 
sei daher nicht zu beanstanden, 
dass die Vorinstanz den vorprozes-
sualen Anwaltsaufwand ab Datum 
des mittleren Verfalls (der Periode 
der Leistungserbringung) verzinse 
(S. 21 Ziffer 6.9). 

2.1.1 Exkurs ins Sozial- 
versicherungsrecht 
Mit Urteil vom 3. Juni 2015 
(9C_49212014) har das Bundes-
gericht seine Überwindbarkeits-
praxis im IVG aufgegeben. Päus-
bonog-Beschwerden2  gelten da-
mit nicht mehr per se als 
vermutungsweise überwindbar. 
Vielmehr ist künftig via Standard-
indikatoren und medizinischer 
Leitlinien jeweils im Einzelfall ab-
zuklären, ob die Beschwerden 
überwindbar seien. Gleichwohl 
verweist das Bundesgericht auf 

Art. 7 Abs. 2 ATSG, wonach eine 
Erwerbsunfähigkeit nur vorliegt, 
wenn sie aus objektiver Sicht über-
windbar ist. 

Es ist ungeklärt, was dieses Ur-
teil für Unfallopfer mit organisch 
nicht nachweisbaren Verletzun-
gen3  in der Versicherungspraxis 
von IV und UV bewirkt. Die Zu-
kunft wird zeigen, ob Unfallopfer 
künftig bessere Chancen auf Leis-
tungen der Sozialversicherungen 
haben oder ob sie wegen Art. 7 
Abs. 2 2. Teilsatz ATSG nach wie 
vor primär haftpflichtrechtlich zu 
entschädigen sind. Mindestens 
im Bereich der unfallkausalen 
UV geht der Autor wegen des un-
terschiedlichen Adäquanzbegriffs 
auch künftig von Letzterem aus 
(vgl. nachstehende Ziff. 2.2). 

Zu beachten bleibt zudem, dass 
der Krankheitsbegriff im Sozial-
versicherungsrecht enger gefasst 
wird als im Haftpflichtrecht.4  
Deshalb geht die haftpflichtrecht-
liche Entschädigungspflicht weiter 
als die Leistungspflicht der Sozial-
versicherungen. Gleiches gilt be-
züglich des unterschiedlich defi-
nierten Arbeitsmarktes, der haft-
pflichtrechtlich zu einem grösse-
ren Schaden führen kann.5  

2.2 UVG-Adäquanz und 
Prädispositionen 
Im Urteil BGer 4A_115/2014 vom 
20. November 2014 ging es um 
einen Verkehrsunfall zwischen 
dem Lenker eines Lieferwagens 
und einem Motorrad. Der vor-
trittsberechtigte Motorradfahrer 
fuhr mit überhöhter Geschwin-
digkeit in eine Kreuzung, kolli-
dierte mit dem Lieferwagen, wur-
de ins Feld geschleudert, das Mo-
torrad fing Feuer und der Motor-
radfahrer starb. 

Der Lieferwagenlenker wurde 
kantonal einer fahrlässigen Tötung 
für schuldig befunden, vor Bun-
desgericht indessen wegen groben 
Selbstverschuldens und Nichtvor-
hersehbarkeit des Fehlverhaltens 
des Motorradfahrers freigespro- 

chen. Durch die Einleitung des 
Strafverfahrens entwickelte der 
Lieferwagenfahrer eine psychisch 
bedingte Invalidität, verlor seine 
Stelle und erhielt eine IV-Rente 
zugesprochen. Nach dem straf-
rechtlichen Freispruch machte er 
geltend, der Verkehrsunfall und 
die anschliessend grundlose straf-
rechtliche Anklage hätten die 
Invalidität verursacht. Das Bun-
desgericht verneinte im UVG-
Verfahren den adäquaten Kausal-
zusammenhang zwischen Unfall 
und psychischer Invalidität. Da-
raufhin klagte der Lieferwagenlen-
ker gestützt auf Art. 58 i.V.m. 
Art. 65 SVG gegen die Haftpflicht-
versicherung des Motorradfahrers 
(nachfolgend Versicherung). 

Das Appellationsgericht Basel-
Stadt bejahte die adäquate Kausa-
lität. Daran ändere nichts, dass 
die Fehlverarbeitung der erst 
vom Bundesgericht aufgehobe-
nen strafrechtlichen Verurteilung 
durch den Lieferwagenlenker auf 
einer prämorbiden Persönlich-
keitsstörung beruhe. Eine konsti-
tutionelle Prädisposition unterbre-
che den adäquaten Kausalzusam-
menhang nicht (lit. B). 

Die Versicherung bestritt vor 
Bundesgericht die Anwendbarkeit 
von Art. 58 SVG: Der Gefähr-
dungstatbestand von Art. 58 SVG 
bezwecke nicht, vor Folgen zu 
schützen, die mit den unmittelba-
ren Gefahren des Strassenverkehrs 
im Hinblick auf Personen- und 
Sachschäden nichts zu tun hätten 
und mit dem Unfall nur in margi-
naler Verbindung stünden. Art. 58 
SVG verlange Unmittelbarkeit des 
Schadens und damit eine hohe In-
tensität der Kausalität zwischen 
der Verwirklichung des Betriebsri-
sikos und dem Schaden. An einer 
solchen fehle es hier. Die psy-
chischen Symptome seien gemäss 
psychiatrischem Gutachten losge-
löst von somatischen Beschwerden 
hauptsächlich durch das Strafver-
fahren und die beiden ungerecht-
fertigten Verurteilungen sowie sei- 
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nen Vorzustand ausgelöst worden; 
der Unfall als solcher sei für die 
psychische Belastung klar neben-
sächlich (E. 5.1). 

Dem hielt das Bundesgericht 
entgegen, die Vorinstanz habe 
den natürlichen Kausalzusam-
menhang gestützt auf zwei psychi-
atrische Gutachten bejaht. Sowohl 
der Unfall als auch das Strafverfah-
ren seien Conditio sine qua non 
für die psychischen Schwierigkei-
ten (E. 5.2). Ferner habe die Vor-
instanz den adäquaten Kausalzu-
sammenhang bejaht, wenn der 
Unfall und das Strafverfahren 
beim Lieferwagenlenker zu blei-
benden psychischen Schäden ge-
führt haben (E. 6): Auch singuläre, 
aussergewöhnliche Unfallfolgen 
könnten adäquat sein. Es könne 
nicht gesagt werden, dass jeder-
mann die ungerechtfertigte Verur-
teilung wegen fahrlässiger Körper-
verletzung durch zwei Instanzen 
einfach so wegstecken können 
müsse. 

Der Lieferwagenlenker habe 
eine erhöhte psychische Vulnera-
bilität aufgewiesen (narzisstische 
Problematik, Anpassungsstörung, 
instabiles Selbstwertgefühl, Ver-
wundbarkeit für Ungerechtigkei-
ten des Lebens, Vorbelastung mit 
schuldhaft verarbeiteter unfallbe-
dingter Hirnverletzung seines 
Sohnes, ungünstige Entwicklung 
der familiären Verhältnisse). Er sei 
daher in psychischer Hinsicht kei-
ne Durchschnittsperson. Der Vor-
zustand unterbreche aber den 
adäquaten Kausalzusammenhang 
nicht (E. 6.1). Die UVG-Adä-
quanzpraxis gelte im Haftpflicht-
recht nicht. Weil die Zivilgerichte 
nicht an sozialversicherungsrecht-
liche Urteile gebunden seien, scha-
de dem Lieferwagenlenker die 
bundesgerichtliche Verneinung 
der UVG-Adäquanz nicht (E. 6.3). 

Die Vorinstanz habe die konsti-
tutionelle Prädisposition zu Recht 
im Rahmen der Schadenersatzbe-
messung nach Art. 43/44 OR und 
nicht bei der Schadensberechnung  

(Art. 42 OR) berücksichtigt, weil 
der Lieferwagenlenker trotz prä-
morbider Persönlichkeitsstörung 
und vorbestehender Belastungen 
ohne Unfall wahrscheinlich wei-
terhin gesund und voll arbeitsfähig 
geblieben wäre (E. 7). 

Die kantonalen Gerichte hatten 
bei der Schadenersatzbemessung 
wegen der konstitutionellen Prä-
disposition gemäss Art. 44 OR 
eine Schadenersatzreduktion von 
20 Prozent vorgenommen (E. 8). 
Dies schützte das BGer als kor-
rekte richterliche Ermessens-
ausübung. Der Hinweis der Ver-
sicherung sei unbehelflich, der 
psychiatrische Gutachter rechne 
dem Unfall am Zustand des Lie-
ferwagenlenkers bloss eine Teil-
kausalität von 30 Prozent an. Das 
ärztlich geschätzte Gewicht des 
Unfalls als Teilursache sei nicht di-
rekt für die Reduktion nach 
Art. 44 OR relevant (E. 8.1). 

Bemerkung: Der Entscheid ist 
eine Fundgrube für Hinweise zur 
korrekten Berücksichtigung von 
Prädispositionen bei der Kausali-
tät und Schadenersatzbemessung. 

3. Haftungsgrundlagen 

3.1 Werkeigentümerhaftung 
3.1.1 Haftung eines 
Skiliftbetreibers für Piste 
In BGer 4A_206/2014 vom 
18. September 2014 beurteilte das 
Bundesgericht die Folgen eines 
Skiunfalls in Zermatt im Jahre 
1996. Ein zehneinhalbjähriges 
Mädchen war auf dem Gletscher 
auf Anweisung ihres Vaters ihrem 
Bruder in Hocke-Position nachge-
fahren. Mit möglichst hohem 
Tempo wollte sie ein Flachstück 
passieren. In einer leichten Kurve 
fuhr sie geradeaus, kam vom prä-
parierten Pistenteil ab und prallte 
ungebremst mit dem Kopf gegen 
eine nicht gepolsterte Pistenmar-
kierungs-Eisenstange. 

Das Kantonsgericht Wallis be-
jahte die Haftung des Skiliftbe- 

treibers und setzte die Haftungs-
quote auf 80 Prozent fest. 

Gemäss Bundesgericht ver-
pflichtet die Pistensicherungs-
pflicht Bergbahn- und Skiliftun-
ternehmen aus Transportvertrag 
mit der Benutzerin, auf Pisten die 
zur Gefahrenabwehr zumutbaren 
Vorsichts- und Schutzmassnah-
men vorzukehren. Gleiches folgt 
deliktsrechtlich aus dem Gefah-
rensatz (E. 3.2). Die Verkehrssi-
cherungspflicht verlangt, dass Pis-
tenbenützer vor nicht ohne weite-
res erkennbaren, sich als eigentli-
che Fallen erweisenden Gefahren 
geschützt werden. 

Weiter hat die Pistenbetreiberin 
Pistenbenützer vor Gefahren zu 
bewahren, die selbst bei vorsichti-
gem Fahrverhalten nicht vermie-
den werden können. Die Gren-
ze der Verkehrssicherungspflicht 
bilden die Zumutbarkeit sowie die 
Selbstverantwortung des einzelnen 
Pistenbenützers. Dem Schnee-
sport inhärente Gefahren soll 
der Schneesportler tragen. Wie 
weit die Verkehrssicherungspflicht 
reicht, hängt jeweils von den Ge-
gebenheiten des Einzelfalles ab. 

Als Massstab werden in der 
Gerichtspraxis Unfallverhütungs-
und Branchenrichtlinien beigezo-
gen. Allerdings können die örtli-
chen Verhältnisse einen über die 
Richtlinien hinausgehenden, hö-
heren Sicherheitsstandard erfor-
dern. Das Gericht ist an die Richt-
linien nicht gebunden, sondern 
entscheidet selbst über die im Ein-
zelfall gebotene Sorgfalt (E. 3.3). 

Der Unfall ereignete sich ein bis 
zwei Meter neben der Piste und 
damit im räumlichen Bereich der 
Verkehrssicherungspflicht (E. 3.4). 
Das Bundesgericht stützte den 
vorinstanzlichen Entscheid, der 
Kunststoffstangen als zumutbare 
und sicherere Alternative und eine 
Verwendung nicht gepolsterter 
Eisenstangen als haftungsbegrün-
dende Verletzung der Verkehrs-
sicherungspflicht bejaht hatte. 
Nichts an der Zumutbarkeit der 

2 Päusbonog = pathogenetisch-
ätMlogisch unklare Beschwerden 
ohne nachweisbare organische 
Grundlage (HWS-Distorsions-
trauma, somatoforme Schmerz-
störung, Dysthymie, Chronic-
Fatigue-Syndrom, Fibromyalgie, 
dissoziative Sensibilitäts- und 
Empfindungsstörung). 

3 Zu denken ist haftpflichtrechtlich 
z.B. an ein HWS-Distorsions-
trautna, an eine leichte traumatische 
Hirnschädigung (MTB1) oder auch 
die Entwicklung einer somato-
formen Schmerzstörung oder 
Dysthymie als indirekte Unfallfolge. 

4 Gemäss Urteil 8C_61612014 vom 
25.2.2015 ist im Rahmen der 
Arbeits&higkeit nach Art. 6 ATSG 
der bio-psychische Krankheitsbegriff 
massgebend (E. 5.3.3). Soziale 
Umstände werden somit aus-
geblendet. Im Gegensatz dazu ist 
im Haftpflichtrecht auf den weiter 
gefassten bio-psycho-sozialen 
Krankheitsbegriff abzustellen 
(David Husmann / Silvio Rysen, 
«Unklare Beschwerdebilder: 
Geschädigtenperspektive», in: Have, 
Personen-Schaden-Forum 2015, 
S. 47, 69 und 75). 

5 Der Begriff des ausgeglichenen 
Arbeitsmarktes gemäss Art. 16 
ATSG ist ein theoretischer und 
abstrakter Begriff mit Gleichgewicht 
von Nachfrage und Angebot, der 
die konkrete Arbeitsmarktlage 
(Arbeitslosigkeit) nicht berück-
sichtigt (vgl. BGE 134 V 64 
E. 4.2.1, S. 70 f.). Im Gegensatz 
dazu ist haftpflichtrechtlich im 
Rahmen des konkreten Schadens-
begriffs die Nutzbarkeit einer allen-
falls vorhandenen Arbeitsfähigkeit 
anhand der konkreten Gegebenheit 
des jeweiligen Falles relevant 
(Husmann/Rysen, a.a.O., S. 72, mit 
Hinw. auf die BGer-Praxis). 
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Kunststoffstangen ändere, dass 
hochalpines Gebiet mit grosser 
Erosion und Gletscherverschie-
bung vorliege (E. 3.4.5.2). 

Ein allfälliges Verschulden der 
Eltern darf der verunfallten Kläge-
rin nicht als Selbstverschulden an-
gerechnet werden (E. 4.6). 

Die Geschädigte erhielt aus 
einer privaten VVG-Summenver-
sicherung eine Kapitalzahlung von 
426 000 Franken. Die Beklagte 
verlangte im Haftpflichtprozess, 
die Genugtuung sei zu reduzieren, 
weil diese VVG-Kapitalzahlung 
das erlittene seelische Unbill mit 
entschädige. Dies lehnt das Bun-
desgericht mit Verweis auf fehlen-
de Subrogation und Regress 
(Art. 96 VVG) sowie Beitrags-
finanzierung dieser privaten Zu-
satzversicherung ab (E. 5.3.2). 

3.1.2 Haftung der Bergbahn 

für Schlittelpiste 

Im Prozess 4A_489/2014 vom 
20. Februar 2015 beurteilte das 
Bundesgericht die Haftung einer 
Bergbahn für einen Schlittelunfall. 
Die im Unfallzeitpunkt 15-jährige 
Geschädigte befuhr mit dem 
Schlitten einen Nachtschlittelweg. 
Die Geschädigte sass hinten auf 
dem Schlitten, während ihre Kol-
legin vorne den Schlitten lenkte. 
In einer Rechtskurve kamen die 
beiden Mädchen vom Weg ab, 
fuhren über das am Rand der Piste 
angebrachte Stocknetz hinaus und 
stürzten. Dabei schlug die Geschä-
digte mit dem Kopf an die Wand 
eines sich hinter dem Netz befind-
lichen Stalles und erlitt ein schwe-
res Schädel-Hirn-Trauma. 

Das Bundesgericht prüfte eine 
Verletzung der Verkehrssiche-
rungspflicht der Bergbahn (E. 5.1, 
vgl. auch vorne Ziff. 3.1.1). Unfall-
verhütungs- und Branchenrichtli-
nien als Massstab für die Verkehrs-
sicherungspflicht gelten auch für 
Schlittelpisten. Die hohen Anfor-
derungen an das Steuern und 
Bremsen des Schlittens verlangen 
Vorsicht beim Fahren (E. 5.4). Der 

Unfall ereignete sich sieben Meter 
neben dem Pistenrand und damit 
ausserhalb des laut Richtlinien zu 
sichernden zwei Meter breiten 
Randbereichs. Der Verlauf der 
Schlittelpiste war mit roten Holz-
pfosten gekennzeichnet, drei Me-
ter vom Pistenrand war ein oran-
gefarbenes Stocknetz angebracht, 
das die Piste visuell absperrte. 

Voraussetzung für eine aus-
nahmsweise und punktuelle Er-
weiterung der Verkehrssicherungs-
pflicht über den engeren Pisten-
rand hinaus ist erstens eine atypi-
sche oder besonders grosse Gefahr 
für Leib und Leben, und zweitens 
eine durch die Geländeverhältnis-
se indizierte Möglichkeit, dass 
auch vorsichtige Pistenbenützer 
ungewollt in den Einzugsbereich 
der ausserhalb der Piste gelegenen 
Gefahrenstelle geraten können. 
Nur unter diesen kumulativen 
Voraussetzungen besteht eine 
erweiterte 	Verkehrssicherungs- 
pflicht (E. 6.1). 

Vorliegend sei der Stall von wei-
tem zu erkennen gewesen. Der gut 
einsehbare Verlauf der Piste, die 
Rechtskurve mit weitem Radius 
und die Schwungbreite von meh-
reren Metern innerhalb der Kurve 
hätten ein frühes Ausholen ermög-
licht. Ein aufmerksamer, vorsich-
tiger Pistenbenützer wäre dem-
nach nicht geradewegs auf den 
Stall zugefahren (E. 6.4). Ange-
sichts der örtlichen Umstände sei 
eine zusätzliche Signalisation oder 
andere Pistenführung nicht ange-
zeigt gewesen. 

Es habe daher keine atypische 
oder besondere Gefahr für Leib 
und Leben vorgelegen (E. 6.5). 
Auch wenn die Piste in der Fall-
linie auf den Stall zugelaufen sei, 
seien die Platzverhältnisse weiträu-
mig und der Pistenverlauf wie 
auch der Stall gut erkennbar gewe-
sen (E. 6.6). Es bestehe deshalb 
kein Anlass, weitere, über den Pis-
tenrand hinausgehende Siche-
rungsmassnahmen zu ergreifen. 
Die Bergbahn sei nicht verpflich- 

tet gewesen, vor dem Stall ein kor-
rekt verankertes Sicherheitsnetz 
aufzustellen (E. 6.7). Die Berg-
bahn habe ihre Verkehrssiche-
rungspflicht nicht verletzt (E. 7). 

3.1.3 Haftung der Eigen- 
tümerin eines Gehwegs 
Im Urteil 4A_114/2014 vom 
18. August 2014 prüfte das Bundes-
gericht die Haftung einer Stock-
werkeigentümergemeinschaft für 
einen schneebedeckten und teil-
weise vereisten Gehweg. Abends 
zwischen 18 und 18.30 Uhr war 
die Klägerin im Winterurlaub am 
31. Dezember 2007 auf dem Geh-
weg gestürzt und hatte sich erheb-
lich verletzt. Sie klagte daher gegen 
die Stockwerkeigentümergemein-
schaft als Werkeigentümerin nach 
Art. 58 OR auf Schadenersatz und 
Genugtuung. Kantonal wurde die 
Klage abgewiesen. 

Auch das Bundesgericht ver-
neinte eine Haftung der Werk-
eigentümerin: Schranke der Siche-
rungspflicht bilde die Zumutbar-
keit. Zu berücksichtigen sei, ob die 
Beseitigung allfälliger Mängel oder 
das Anbringen von Sicherheitsvor-
richtungen technisch möglich sei 
und die entsprechenden Kosten in 
einem vernünftigen Verhältnis 
zum Schutzinteresse der Benützer 
und dem Zweck des Werkes ste-
hen (E. 2.1). 

Welche Sicherheitsvorkehren in 
einem bestimmten Zeitpunkt die 
zu beurteilende örtliche Situation 
erfordert hat, ist wesentlich eine 
Frage des Ermessens des Sachrich-
ters. Einen solchen Ermessensent-
scheid überprüft das Bundesge-
richt trotz freier Kognition nur zu-
rückhaltend und greift nur bei Er-
messensüberschreitung ein (E. 2.3). 

Gemäss kantonalem Ober-
gericht sei die Unfallstelle im Un-
fallzeitpunkt zwar sichtbar gesplit-
tet, aber trotzdem sehr glatt und 
insoweit mangelhaft gewesen. Der 
Hauswart habe jedoch täglich zwi-
schen 4 und 20 bis 21 Uhr regel-
mässig alle ein bis drei Stunden 
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Kontrollgänge durchgeführt und 
nach Bedarf gesalzen oder gesplit-
tet. Mit Blick auf die Beweislast-
verteilung nahm die Vorinstanz 
zugunsten der Stockwerkeigentü-
mergemeinschaft an, beim letzten 
Kontrollgang habe die Rutsch-
hemmung des gestreuten Splitts 
noch angehalten. Eine höhere 
Kontrolldichte (halbstündliche 
Kontrollgänge) wäre durch eine 
einzige Person nicht durchzufüh-
ren gewesen. Die Einstellung eines 
weiteren Hauswarts erachtete die 
Vorinstanz als unverhältnismässig, 
das fortwährende Abtragen des 
Eises mit einem Pickel als unrea-
listisch und unzumutbar und das 
Auslegen eines Teppichs als unge-
eignet (E. 3). 

Vorliegend sei nicht davon aus-
zugehen, dass die Beklagte ein 
eigenes Interesse daran gehabt hät-
te, dass die Klägerin zu ihr gekom-
men wäre. Insofern sei der Fall 
nicht mit einem früheren Bundes-
gerichtsurteil vergleichbar, in wel-
chem der Eigentümer eines Sport-
geschäfts für den Unfall eines 
Kunden haftete, der beim Verlas-
sen des Geschäfts auf einer Eis-
schicht ausgeglitten war (E. 5.2). 
Aus der Tatsache, dass ein Schaden 
eingetreten ist, könne vorliegend 
nicht schon auf die Zumutbarkeit 
der Mangelbeseitigung geschlos-
sen werden. 

3.2 Staatshaftung für 
widerrufene Baubewilligung 
Das Bundesgericht beurteilte am 
28. Oktober 2014 (2C_960/2013) 
die Staatshaftung für eine rechts-
widrig erteilte, später widerrufene 
Baubewilligung. Wegen des Wi-
derrufs musste der Bauherr einen 
neu erstellten Schweinestall wie-
der abreissen. Dafür forderte er 
von Kanton und Gemeinde er-
folgreich Schadenersatz. Das Bun-
desgericht grenzt die Staatshaf-
tung von der Vertrauenshaftung 
ab; Urteil mit spezifischen Aus-
führungen zum Kanton Solo-
thurn (E. 3.2). 

3.3 Verantwortlichkeit eines 
Verwaltungsrats 
Im Entscheid 4A_428/2014 vom 
12. Januar 2015 wurde die Klage 
eines Arbeitnehmers gegen die 
Verwaltungsräte seiner ehemaligen 
Arbeitgeberin (Aktiengesellschaft) 
beurteilt. Die ehemalige Arbeitge-
berin hatte die Prämien einer 
Krankentaggeldversicherung nicht 
bezahlt. Daher hatte sich der Ver-
sicherer geweigert, dem Arbeit-
nehmer Krankentaggeld auszu-
richten. Weil über die ehemalige 
Arbeitgeberin zwischenzeitlich der 
Konkurs eröffnet wurde, klagte 
der Arbeitnehmer gegen die Ver-
waltungsräte. 

Das Bundesgericht hält fest: 
Wird zugunsten eines Arbeitneh-
mers eine Kollektiv-Krankentag-
geldversicherung abgeschlossen, 
so hat der Arbeitnehmer ein selb-
ständiges Forderungsrecht gegen-
über der Versicherung. Der Ar-
beitnehmer wird dadurch nicht 
Partei des Versicherungsvertrags, 
Schuldnerin der Versicherungs-
prämie bleibt die Arbeitgeberin als 
Versicherungsnehmerin (E. 4.3 f.). 
Verletzt die Arbeitgeberin ihre 
Pflichten aus dem Versicherungs-
vertrag, so haftet sie dem Arbeit-
nehmer für den dadurch erlittenen 
Schaden, welcher hier aus den 
nicht ausbezahlten Versicherungs-
leistungen besteht (E. 4.5). Ge-
mäss BGE 132 III 564 E. 3.1 hän-
gen die Möglichkeiten eines Gläu-
bigers einer Gesellschaft zur Klage 
gegen deren Organe von der Art 
des erlittenen Schadens ab (E. 5.2). 

Vorliegend habe das Verhalten 
der Organe beim Arbeitnehmer 
einen direkten Schaden verur-
sacht. Das Nichtbezahlen der Ver-
sicherungsprämie durch die Ver-
waltungsräte stelle hier eine uner-
laubte Handlung dar. Gleichzeitig 
habe die unerlaubte Handlung der 
Verwaltungsräte auch die Gesell-
schaft geschädigt, weil sich mit ih-
rer Schadenersatzpflicht gegen-
über dem Arbeitnehmer die Passi-
ven der Gesellschaft erhöhten  

(E. 5.4.3). Der Arbeitnehmer habe 
daher gestützt auf Art. 41 OR (und 
nicht etwa nach Art. 717 und 754 
OR) ein eigenes Klagerecht gegen 
die Verwaltungsräte (E. 5.3.3 und 
E. 6.1). Die Haftung der Verwal-
tungsräte für den rein wirtschaftli-
chen Nachteil des Arbeitnehmers 
setze gemäss der objektiven Wi-
derrechtlichkeitstheorie die Verlet-
zung einer Schutznorm voraus. 
Vorliegend seien die Verwaltungs-
räte wegen Missbrauchs von 
Lohnabzügen nach Art. 159 StGB 
verurteilt worden. Art. 151 StGB 
schütze das Vermögen des Arbeit-
nehmers und sei damit eine 
Schutznorm, deren Verletzung 
einer unerlaubten Handlung im 
Sinne von Art. 41 OR entspreche 
(E. 6.2). 

3.4 Medizinalhaftpflicht 
3.4.1 Keine Produktehaftung 
für Pille Yasmin 
Im Entscheid 4A_36512014 vom 
5. Januar 2015 beurteilte das Bun-
desgericht die Haftung für die Ver-
hütungspille Yasmin. Die Klägerin 
erhielt die Pille als 16-Jährige von 
ihrem Gynäkologen verschrieben. 
Wenige Monate darauf erlitt sie 
eine Lungenembolie und als Folge 
des Sauerstoffmangels eine schwe-
re Hirnschädigung. Heute ist sie 
schwer invalid. 

Die Geschädigte klagte gestützt 
auf das Produktehaftpflichtgesetz 
(PrHG) gegen den Pillenhersteller. 
Sie machte geltend, das Produkt 
Yasmin sei fehlerhaft, weil es zu ei-
nem erhöhten Risiko einer venö-
sen Thromboembolie führt und in 
der Patienteninformation nicht 
genügend darauf hingewiesen wer-
de, dass allenfalls ein doppelt so 
hohes Risiko für ein thromboem-
bolisches Ereignis bestehe wie bei 
anderen vergleichbaren Pillen. 

Das Bundesgericht hat einen 
Instruktionsfehler 	bezüglich 
des Produkts Yasmin verneint. 
Nach Art. 4 PrHG ist ein Produkt 
fehlerhaft, wenn es nicht die 
Sicherheit bietet, die man unter 
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Berücksichtigung aller Umstände 
erwarten darf. Massgeblich sind 
die Sicherheitserwartungen einer 
hypothetischen Durchschnitts-
konsumentin. 

Bei rezeptpflichtigen Medizinal-
produkten sei bezüglich der Si-
cherheitserwartungen nicht allein 
auf die individuellen Erwartungen 
des Patienten abzustellen, weil 
diesem in der Regel das nötige 
Fachwissen fehle, um die mit re-
zeptpflichtigen Medikamenten 
verbundenen Gefahren richtig 
einschätzen zu können. Für die 
Beurteilung, ob die Sicherheitser-
wartungen des Patienten bezüg-
lich rezeptpflichtiger Medikamen-
te berechtigt seien, müsse deshalb 
auch das Wissen des Arztes einbe-
zogen werden, der das Medika-
ment verschreibe. 

Zudem habe hier die Patienten-
information auf die grundsätzliche 
Möglichkeit von Thromboembo-
lien und die damit verbundene 
Gefahr schwerster Gesundheits-
schädigungen hingewiesen. Des-
halb sei nicht zu beanstanden, dass 
nur die an die Ärzte gerichtete 
Fachinformation den Hinweis 
enthielt, dass allenfalls ein doppelt 
so hohes Risiko für eine Throm-
boembolie bestehe wie bei ver-
gleichbaren Pillen, während in der 
Patienteninformation ein solcher 
Vergleich fehlte (E. 9.2). 

3,4.2 Kein Anspruch 
aus «wrongful life» 
In 4A_551/2013 vom 15. Dezem-
ber 2014 beurteilte das Bundesge-
richt die Haftung eines Arztes für 
ein Kind, das behindert zur Welt 
kam. Der Arzt hatte die Mutter 
während ihrer Schwangerschaft 
nicht über die Vor- und Nachteile 
eines Tests informiert, mit dem 
sich das Risiko eines Down-Syn-
droms hätte abschätzen lassen. 
Das Kind kam schwer behindert 
zur Welt. Gemäss Bundesgericht 
entsteht bei Behandlung einer 
schwangeren Mutter auch ein Ver-
tragsverhältnis zwischen Arzt und 

Kind. Das Kind hat indessen kein 
Recht, nicht geboren zu werden 
(«wrongful life»), weshalb der Arzt 
dem Kind keinen Schadenersatz 
schuldet, wenn er die Mutter nicht 
über den Früherkennungstest in-
formiert, und diese daher die 
Schwangerschaft nicht abbricht 
(vgl. Besprechung in ius.focus 
2/2015). 

3.5 Haftung des Notars 

und Verjährung 
Im Entscheid 4A_34/20146  vom 
19. Mai 2014 beurteilte das Bun-
desgericht die Haftung des Notars 
für seine amtliche Tätigkeit, das 
anwendbare Recht sowie den Be-
ginn der Verjährung: Ein Walliser 
Notar hatte 2005 einen Kaubier-
trag beurkundet und die Parteien 
informiert, er werde die Urkunde 
beim Grundbuchamt zur Anmel-
dung einreichen. Dies unterliess er 
indessen. 2008 stellte die Käuferin 
(nachfolgend: Geschädigte) fest, 
dass das Grundstück nicht auf ih-
ren Namen eingetragen worden 
war. Daraufhin holte der Notar die 
Anmeldung beim Grundbuchamt 
nach und das Grundstück wurde 
auf die Geschädigte übertragen. 
Kurz darauf verkaufte die Geschä-
digte das Grundstück weiter und 
erzielte einen Grundstücks-
gewinn. Am 22. Oktober 2008 in-
formierte die Geschädigte durch 
ihren Anwalt den Notar, sie mache 
einen Schaden von 124 800 Fran-
ken geltend, weil der Satz der 
Grundstückgewinnsteuer infolge 
kürzerer Besitzesdauer7  höher sein 
werde: Hätte der Notar das Ge-
schäft rechtzeitig beim Grund-
buchamt angemeldet, wäre sie drei 
Jahre länger Eigentümerin gewe-
sen und hätte einen tieferen Steu-
ersatz für die Grundstückgewinn-
steuer bezahlen müssen. 

Das Bezirksgericht verpflichtete 
den Notar zu einer Schadenersatz-
zahlung von 103 632 Franken: Die 
Geschädigte habe erst beim Emp-
fang der Veranlagungsverfügung 
am 29. April 2009 den Schaden  

gekannt. Erst zu diesem Zeitpunkt 
habe die einjährige Verjährungs-
frist zu laufen begonnen. Der Zah-
lungsbefehl vom 15. April 2010 
habe damit die Verjährung recht-
zeitig unterbrochen. 

Das Kantonsgericht hiess die 
Berufung des Notars gut und wies 
die Klage infolge Verjährung ab: 
Die Haftung des Notars sei im 
Sinne von Art. 61 Abs. 1 OR nach 
kantonalem Recht geregelt. Kraft 
dieser Bestimmung gelte als ergän-
zendes kantonales Recht die ein-
jährige Verjährungsfrist von 
Art. 60 Abs. 1 OR. Die Geschädig-
te habe bereits am 22. Oktober 
2008 Kenntnis über die nötigen 
Grundlagen gehabt, um den Scha-
den zu beziffern. Mit dem Zah-
lungsbefehl vom 15. April 2010 sei 
die Verjährung im Lichte von 
Art. 60 Abs. 1 OR verspätet unter-
brochen worden (E. 3.1). Dagegen 
gelangte die Geschädigte ans Bun-
desgericht und machte geltend, 
das Kantonsgericht habe Art. 60 
OR willkürlich angewandt, indem 
es die Verjährung ihrer Schaden-
sersatzforderung festgestellt habe. 

Gemäss Bundesgericht ist die 
amtliche Tätigkeit des Notars 
nicht eine gewerbliche Verrich-
tung im Sinne von Art. 61 Ahs. 2 
OR, sondern eine amtliche Aufga-
be, die unter das öffentliche Recht 
fällt. Der Notar hafte für die 
schlechte Ausführung seiner amt-
lichen Aufgabe nicht gemäss Ver-
tragsrecht. Grundsätzlich regle 
Art. 41 ff. OR die Haftung der No-
tare. Die Kantone seien aber frei, 
die Haftung der Notare durch Art. 
61 Abs. 1 OR dem kantonalen öf-
fentlichen Recht zu unterstellen 
(E. 4.1). Erlasse ein Kanton ge-
stützt auf Art. 61 Abs. 1 OR eine 
gesetzliche Regelung, so bestimme 
ausschliesslich kantonales Recht 
die Haftung. Andernfalls werde 
die Haftung für die amtlichen Ver-
richtungen der Notare direkt von 
Art. 41 ff. OR aus subsidiärem 
Recht geregelt. Ob ein Kanton ge-
stützt auf Art. 61 Abs. 1 OR die 
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amtliche Notariatstätigkeit nach 
kantonalem Recht dem öffentli-
chen Recht unterstellt hat, sei eine 
Auslegung kantonalen Rechts. 

Der Gläubiger kenne den Scha-
den genügend, wenn er mit Bezug 
auf sein Vorhandensein, seine Na-
tur und seine Elemente die zur Be-
gründung einer Klage geeigneten 
Umstände erfahre. Angesichts der 
Kürze der Verjährungsfrist von 
einem Jahr dürfe man beim Gläu-
biger nicht zu anspruchsvoll sein. 

Ein Steuerpflichtiger könne erst 
im Zeitpunkt der Veranlagungs-
verfügung wissen, wie die Steuer-
behörde entscheide. Bis zur Veran-
lagungsverfiigung sei es möglich 
gewesen, dass die Steuerbehörde 
den offensichtlichen Fehler des 
Notars anerkenne und den Sach-
verhalt beurteile, als hätte der Ver-
kauf 2005 stattgefunden. Bis zum 
Steuerentscheid sei der Bestand 
des Schadens daher nur eine mög-
liche künftige Tatsache gewesen, 
die zur Begründung eines Scha-
denersatzanspruchs nicht genügt 
habe. Es sei willkürlich, wenn das 
Kantonsgericht vor dem Erhalt 
der Veranlagungsverfügung von 
einer Schadenskenntnis i.S.v. 
Art. 60 Abs. 1 OR ausgegangen sei 
(E. 5.2). Mit Einreichen des Be-
treibungsbegehrens habe die Ge-
schädigte somit die Verjährung 
rechtzeitig unterbrochen (E. 5.3). 

4. Beweis bei 
Erwerbsausfall 

Die Ungewissheit über die Höhe 
des entgangenen Einkommens 
geht zulasten des Schädigers. In 
Urteil 4A_260/2014 vom 8. Sep-
tember 2014 ging es um die Klage 
einer hirnverletzten Person gegen 
eine Motorfahrzeughaftpflicht-
versicherung, Die Geschädigte 
war 1989 im Alter von 14 Monaten 
von einem Lieferwagen überfah-
ren worden. Dadurch erlitt sie 
schwerste Hirnverletzungen mit 
der Folge bleibender Invalidität. 

Zuletzt streitig blieb der Er-
werbsausfallschaden, insbesondere 
das mutmassliche Einkommen 
ohne Unfall. Das Bundesgericht 
nimmt dazu wichtige Abgrenzun-
gen zwischen Sach- und Rechtsfra-
gen vor. Schlussfolgerungen, die 
auf allgemeiner Lebenserfahrung 
beruhen, kann das Bundesgericht 
frei überprüfen (E. 2.2 f.). Das Ge-
richt hat den künftigen Erwerbs-
ausfall aufgrund statistischer Wer-
te zu schätzen, wobei die konkre-
ten Umstände des Einzelfalls zu 
berücksichtigen sind (E. 3.1). 

Eine im Rahmen dieser Schät-
zung verbleibende Ungewissheit 
über das mutmasslich entgangene 
Einkommen als Erwachsene darf 
sich nicht zuungunsten der Ge-
schädigten auswirken, sondern 
muss vom Haftpflichtigen in Kauf 
genommen werden (E. 3.2 in 
Eine). Bei Kinderschäden darf da-
her nicht einfach auf statistische 
Werte abgestellt, sondern soll die 
innerhalb der Familie übliche Aus-
bildung berücksichtigt werden 
(E. 3.3 in fine). 

Sodann folgen lesenswerte Aus-
führungen zur Frage, ob und wie 
die statistische Wahrscheinlichkeit 
einer Mutterschaft und Reduktion 
des Erwerbspensums und -ein-
kommens konkret zu berücksich-
tigen sind (E. 4.3 und 5). 

Weiter hielt das Bundesgericht 
am Kapitalisierungszinsfuss von 
3,5 Prozent fest. Eine allfällige tie-
fere Anlagemöglichkeit bedinge 
keine Praxisänderung: Die Ge-
schädigte hätte die Möglichkeit 
gehabt, bei tieferer Rendite eine 
Entschädigung in Renten- statt 
Kapitalform zu verlangen (E. 7) 

5. Teilklage nicht 
rechtsmissbräuchlich 

Mit Entscheid 4A_503/2014 vom 
17. September 2014 urteilte das 
Bundesgericht über die Zu-
lässigkeit einer Teilklage über 
30 000 Franken einer Geschädig- 

ten eines Verkehrsunfalls. Die be-
klagte Versicherung erhob negati-
ve Feststellungswiderklage, deren 
Streitwert über 30 000 Franken 
lag. Daraufhin erklärte das erstin-
stanzliche Walliser Bezirksgericht 
die Teilklage als unzulässig und 
missbräuchlich, weil diese eine 
Widerklage mangels gleicher Ver-
fahrensart ausschliesse.8  

Dagegen erhob die Geschädigte 
Berufung ans Kantonsgericht Wal-
lis. Dieses hob das erstinstanzliche 
Urteil auf und erklärte die Teilkla-
ge als keineswegs rechtsmiss-
bräuchlich. Auf die von der Be-
klagten beim Bundesgericht erho-
bene Beschwerde gegen den rück-
weisenden Zwischenentscheid trat 
das Bundesgericht nicht ein. In 
einem Swisslaw-Speech sind span-
nende Hintergrundinformationen 
zum Thema Rechtsmissbrauch in 
Bezug auf diesen Prozess zu 
erfahren .9  

Im vorne (Ziff. 1) erwähnten 
Urteil 4A_76/2014 hatte die Heb-
amme Rechtsmissbrauch des Insti-
tuts der Teilklage gerügt, weil nur 
ein Kleinstbetrag von 10 000 Fran-
ken eingeklagt worden sei, womit 
immer wieder spätere Teilklagen 
möglich seien. Diesen Einwand 
wies das Bundesgericht als unbe-
gründet ab: Jeder Teilbetrag, der 
auf Teilklage hin zugesprochen 
wird, sei zu dem Betrag hinzuzäh-
len, den die Klägerin bereits erhal-
ten habe. Beanspruche sie mit 
späterer Klage weitere Leistungen, 
müsse sie nachweisen, dass der 
ihr zustehende Schadenersatzan-
spruch diesen Gesamtbetrag über-
steige (E. 4.3). 

6. Keine gesonderte 
Adäquanzprüfung 

Eine Teilklage nach VVG ist trotz 
liquidem höherem Schaden nicht 
rechtsmissbräuchlich. Mit in 
Rechtskraft erwachsenem Urteil 
vom16. September 2014 (Z12014 5) 
beurteilte das Obergericht des 

6 Besprochen in Die Praxis 10/2014, 
Nr. 93, S. 733-741. 

7 Üblicherweise reduziert sich 
gemäss kantonalem Steuerrecht der 
steuerbare Grundstückgewinn durch 
die Besitzdauer. 

8 Gemäss Art. 224 Abs. 1 ZPO 
ist die Erhebung einer Widerklage 
in der Klageantwort möglich, 
wenn diese nach der gleichen 
Verfahrensart zu beurteilen ist wie 
die Hauptklage. Die Hauptklage 
bis zu einem Streitwert von 
30 000 Franken ist im vereinfachten 
Verfahren zu beurteilen (Art. 243 
Abs. 1 ZPO). Der Streitwert der 
Widerklage lag hier über 
30 000 Franken (Art. 94 Abs. 2 
ZPO). Deshalb war die Widerklage 
nicht im selben Verfahren zu 
beurteilen (Art. 243 Abs. 1 ZPO) 
und folglich nicht in der Klageant-
wort möglich. 

9 https://goo.gL/TWuCl.  
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Kantons Zug eine Klage aus einer 
Versicherung für Unfall, Tod und 
Invalidität (UTI) im Sinne einer 
Zusatzversicherung nach VVG. 
Die Klägerin erlitt bei einem Ver-
kehrsunfall ein HWS-Distorsions-
trauma. In der Folge entwickelten 
sich psychische Beschwerden 
(depressive sowie chronische 
Schmerzstörung, posttraumati-
sehe Belastungsstörung). Die Ge-
schädigte erhob daher Teilklage 
gegen ihre Versicherung auf Be-
zahlung von 25 000 Franken. Die 
Versicherung bestritt eine Invalidi-
tät, eine Unfallkausalität und die 
Zulässigkeit der Teilklage. Der 
Einzelrichter des Kantons Zug 
hiess die Klage gut. Dagegen er-
hob die Versicherung Berufung an 
das Kantonsgericht Zug. 

Gemäss Kantonsgericht ist die 
Teilklage in diesem Fall zulässig: 
Die Möglichkeit einer Teilldage im 
Sinne von Art. 86 ZPO folge bei 
teilbaren Ansprüchen wie Geld-
forderungen als Selbstverständ-
lichkeit aus der Dispositionsmaxi-
me. Auch wenn der Anspruch 
deutlich höher sei, sei es einer kla-
genden Partei grundsätzlich unbe-
nommen, erst einmal einen redu-
zierten Betrag einzuldagen. Der 
Vorteil der Teilklage liege nament-
lich in der Verminderung der Pro-
zesskosten sowie in der Möglich-
keit des vereinfachten Verfahrens 
und der entsprechenden Beschleu-
nigung des Prozesses bei einem 
Streitwert bis 30 000 Franken. 

Die Grenzen der Zulässigkeit 
der Teilklage lägen im Rechtsmiss-
brauchsverbot von Art. 52 ZPO. 
So dürfe beispielsweise ein Kläger 
eine Gesamtforderung nicht in 
viele kleine Teilbeträge aufteilen, 
bloss um den Beklagten zu schika-
nieren. Kein Verstoss gegen Treu 
und Glauben liege indessen vor, 
wenn die Teilklage den Genuss 
prozessualer Vorteile bezwecke 
(E. 2.1). 

Die streitgegenständliche For-
derung aus der UTI-Versicherung 
sei eine teilbare Geldforderung. 

Nichts an ihrer Teilbarkeit ändere, 
dass eine Summenversicherung 
vorliege. Es sei nicht rechtsmiss-
bräuchlich, dass die Klägerin die 
Teilklage zur Eingrenzung des 
Kostenrisikos oder zur Erlangung 
des vereinfachten Verfahrens erho-
ben habe. Zudem sei es der Kläge-
rin im Rahmen der Dispositions-
maxime freigestellt, welchen Teil-
betrag sie einklagen will, und sie 
brauche ihre Bewel.t:ründe dafür 
nicht darzulegen (E. 2.2). 

Alsdann beurteilte das Kantons-
gericht ein streitiges Gutachten als 
Schiedsgutachten und damit als 
für das Gericht verbindlich 
(E. 3.6). Gestützt auf dieses Gut-
achten erachtete es den natürli-
chen Kausalzusammenhang zwi-
schen Unfall und bleibender Inva-
lidität mit Invaliditätsgrad von 
80 Prozent als erstellt (E. 4.5). 

Bezüglich des von der Versiche-
rung erhobenen Einwands der feh-
lenden Adäquanz hielt das Gericht 
fest, die Leistungspflicht des Pri-
varversicherers bestehe bei Vorlie-
gen eines natürlichen Kausalzu-
sammenhangs zwischen versicher-
ter Gesundheitsschädigung und 
versichertem Risiko. Der Versi-
cherte habe alle Anspruchsvoraus-
setzungen mit dem Beweismass 
der annähernden Sicherheit nach-
zuweisen. Der Versicherer könne 
die Einwendung der fehlenden 
Adäquanz bzw. Zurechnung im 
Anwendungsbereich der Perso-
nen- und Schadensversicherung 
nur so weit erheben, als in den 
AVB Zurechnungsbestimmungen 
vorhanden seien. Entscheidend 
sei, ob der tatsächlich eingetretene 
Gesundheitsschaden versichert 
und natürliche Folge des versi-
cherten Risikos sei. Keine Rolle 
spiele, ob das versicherte Ereignis 
oder der Schaden aussergewöhn-
lich seien. 

Mit der Geltendmachung des 
Anspruchs auf Auszahlung des In-
validitätskapitals verlange die Ge-
schädigte die Erfüllung des Versi-
cherungsvertrages und damit  

nicht einen Schadenersatz-, son-
dern einen Erfüllungsanspruch. 
Eine Reduktion der Versiche-
rungsleistung könne gestützt auf 
VVG nur bei Grobfahrlässigkeit 
oder Verletzung der Rettungs-
pflicht (Art. 14 sowie Art. 61 VVG) 
oder bei einem vertraglich verein-
barten Reduktionsgrund erfolgen 
(E. 5.1). 

Gemäss hier massgeblichen 
AVB müsse die Invalidität «als Fol-
ge eines Unfalls» eintreten. In den 
AVB fehlten Hinweise, wonach 
über die (gemäss AVB in der Regel 
ärztlich festgestellte) natürliche 
Kausalität hinaus eine Adäquanz-
prüfung durchzuführen sei. Ent-
sprechend könne die Versicherung 
nicht den Einwand der fehlenden 
Adäquanz erheben und die ge-
richtliche Prüfung des adäquaten 
Kausalzusammenhangs könne un-
terbleiben. Vielmehr sei auf die 
Beurteilung des Schiedsgutachters 
abzustellen (E. 5.2). Die vorlie-
gende UTI-Versicherung sei eine 
Zusatzversicherung nach Privat-
versicherungsrecht, in welchem 
nicht der sozialversicherungsrecht-
liche, sondern der haftpflicht-
rechtliche Adäquanzbegriff gelte. 
Selbst wenn daher die Adäquanz 
zu prüfen wäre, müsste diese vor-
liegend bejaht werden (E. 6.6). 

Bemerkung: Das Urteil stärkt 
die Position von Geschädigten, in-
dem eine Teilklage sogar dann als 
zulässig erachtet wird, wenn der 
gesamte Schaden liquid ist und 
einen rund zehnmal so hohen Be-
trag erreicht. Das Urteil ist eine 
Fundgrube im Bereich VVG und 
findet sich online.10  Damit kön-
nen Geschädigte weiterhin mittels 
Teilklage die Prozesskosten redu-
zieren sowie zur Beschleunigung 
des Verfahrens nur einen liquiden 
Teil des Anspruchs einklagen, was 
die Botschaft zur ZPO.' 1  als Ziel 
definierte. 

10 http://goo.gl/iM2eYS.  

11 BBI 2006, S. 7288. Vgl. auch 

Wagner/Schmid in Have 2/2015, 

S. 218 ff., mit weiteren über-

zeugenden Argumenten für die 

Zulässigkeit der Teilklage in solchen 

Fällen. 
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